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B e k a n n t m a c h u n g

Gemeinde Damp 24340 Eckernförde, 18. April 2019

Am Montag, dem 06.05.2019, findet um 19.30 Uhr im Sitzungszimmer der Außenstelle des
Amtes Schlei-Ostsee, Auf der Höhe 16, 24351 Damp, eine öffentliche Sitzung der
Gemeindevertretung statt.

T a g e s o r d n u n g

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit

2. Änderungsanträge zur Tagesordnung
3. Bericht der Bürgermeisterin
4. Bericht der  Ausschussvorsitzenden
5. Anfragen der Gemeindevertreter/innen
6. Änderungsanträge zur Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung
7. Einwohnerfragestunde
8. Zuschussantrag Schule Mittelschwansen
9. Meinungsabfrage zur Digitalisierung
10. Wintervergnügen Damp
11. Grundsatzbeschluss Eisbahn 2019/2020

Vorschlag für als nicht öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

12. Angebot für Bekanntmachungstafeln
13. Touristische Maßnahmen
14. Ortsentwicklungskonzept Damp "Weniger / Älter / Bunter - Gemeinde Damp im Jahre

2029
15. Angebot für die App-Steuerung der Straßenbeleuchtung

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

16. Bekanntgaben

Barbara Feyock
Bürgermeisterin
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I. Nachtragssatzung zur Entschädigungssatzung 
der Gemeinde Rieseby 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung (GO) für Schleswig-Holstein in der zurzeit 
geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 09.04.2019 
folgende I. Nachtragssatzung zur Entschädigungsatzung der Gemeinde Rieseby er-
lassen: 

Artikel 1 

§ 2 wird gestrichen und wie folgt neu gefasst: 

§ 2 
Aufwandsentschädigungen/Sitzungsgelder der Gemeindevertreter sowie 

der nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse

(1) Die Gemeindevertreter erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung 
für die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindevertretung, der gemeindlichen Aus-
schüsse, in die sie gewählt oder entsandt sind, sowie der Fraktionen, die der Vor-
bereitung der Sitzungen der Gemeindevertretungen dienen, ein Sitzungsgeld von 
100% des Höchstsatzes der Verordnung. Für sonstige Tätigkeiten für die Ge-
meinde wird ein Sitzungsgeld nur gewährt, wenn die sonstigen Tätigkeiten auf-
grund eines Auftrages für die Vertretung, die Ausschüsse oder den Bürgermeister 
ausgeübt werden. Für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, an denen sie 
weder als Mitglied noch als Vertretung für ein Mitglied teilnehmen, erhalten die 
Gemeindevertreter ein Sitzungsgeld von 50% des Höchstsatzes der Verordnung. 

(2) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse er-
halten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sit-
zungen der Ausschüsse, in die sie gewählt oder entsandt sind, sowie der Fraktio-
nen, ein Sitzungsgeld von 100% des Höchstsatzes der Verordnung. Ausschuss-
vorsitzende, die wählbare Bürger sind, erhalten ebenfalls 50% des Höchstsatzes, 
wenn sie an einer Sitzung der Gemeindevertretung teilnehmen. 

Diese Nachtragssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft. 

Die vorstehende I. Nachtragssatzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu 
machen. 

Rieseby, den 15. April 2019 
Siegel 

Doris Rothe-Pöhls 
(Bürgermeisterin) 
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Honorar- und Gebührensatzung 
des Schulverbandes Fleckeby 

für die Kommunale Volkshochschule (VHS) der Gemeinden 
Fleckeby, Güby, Hummelfeld und Kosel im Schulverband Fleckeby 

Aufgrund der §§ 5 Abs. 6 und 14 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenar-
beit, der §§ 4 und 18 der Gemeindeordnung und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für Schleswig-Holstein in der z. Zt. geltenden  Fassung wird nach Beschluss-
fassung durch die Schulverbandsversammlung vom 02.04.2019 folgende Satzung erlassen: 

(Die in der Satzung gewählte männliche Sprachform gilt auch für die weibliche Sprachform). 

§ 1 
Aufwandsentschädigung / Auslagenpauschalen 

1. Der VHS-Leiter erhält als Beauftragter eine monatliche Aufwandsentschädigung von 
100,00 €. 

2. Der Redakteur des Schlei-Kuriers erhält als Beauftragter eine monatliche Aufwandsent-
schädigung von 80,- € 

3. Die mit der Pflege der Internetseite beauftragte Person erhält eine monatliche Auslagen-
pauschale von 30,00 €. 

§ 2 
Honorare 

1. Die Leiter eines Kurses, einer Arbeitsgemeinschaft, eines Arbeitskreises oder einer Vor-
tragsreihe erhalten 36,00 € je Doppelstunde (90 Minuten). Bei einer Teilnehmerzahl von 
weniger als acht Teilnehmern erhalten die Dozenten lediglich die Gebühreneinnahmen 
als Honorar. 

2. Die Leiter von Schülerkursen, die die VHS nachmittags an der Grundschule Fleckeby ab 
15.00 Uhr anbietet, erhalten unabhängig von der Teilnehmerzahl, 20,00€ pro Stunde (60 
Minuten). 

§ 3 
Teilnehmergebühren 

1. Für Kurse, Arbeitsgemeinschaften, Arbeitskreise und Vortragsreihen wird eine Gebühr 
von 4,50 € pro Doppelstunde (90 Minuten) und Teilnehmer erhoben. 

2. Für die Ausstellung einer Bescheinigung gemäß § 8 Abs. 4 der Satzung der VHS wird 
eine Gebühr von 3,00 € erhoben. 

3. Für Kopien gemäß § 12 der Satzung der VHS wird eine Gebühr von 0,15 € je DIN A4-
Seite erhoben. 

4. Für Einzelveranstaltungen, Studienfahrten und –reisen wird die Gebühr bzw. Kostenbe-
teiligung im Einzelfall gesondert festgelegt, wozu der VHS-Leiter ermächtigt wird. Hierbei 
handelt es sich um einzeln vereinbarte privatrechtliche Entgelte. 

5. Die Teilnehmergebühr ist in voller Höhe grundsätzlich zu Beginn eines Kurses beim Kurs-
leiter zu entrichten, der den Erhalt quittiert. Ein Gebührenbescheid wird nicht erstellt. 
Teilnehmer, die später in einen Kurs eintreten, zahlen die volle Gebühr. Eine Gebühren-
erstattung im Krankheitsfall erfolgt nicht. 
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§ 4 
Datenverarbeitung 

Aufgrund des Artikels 6 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/ EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) in Verbindung mit § 3 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) sowie § 3 des schleswig-holsteinischen Gesetzes zum Schutz personenbezogener 
Daten (Landesdatenschutzgesetz - LDSG) ist der Schulverband befugt auf der Grundlage 
von Angaben der Abgabepflichten ein Verzeichnis der Abgabepflichten mit den für die Abga-
benerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum 
Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuleiten. Der 
Schulverband ist weiterhin befugt auf der Grundlage von Angaben der beauftragten Perso-
nen ein Verzeichnis dieser Personen mit den für die Zahlung der Aufwandsentschädigung 
nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Aus-
zahlung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuleiten. 

§ 5 
Allgemeine Hinweise 

In begründeten Ausnahmefällen kann von den in §§ 2 und 3 dieser Satzung festgelegten 
Beträgen abgewichen werden. Die Entscheidung trifft der VHS-Leiter. 

§ 6 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.05.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 13.11.2012 
außer Kraft. 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

Eckernförde, 10.04.2015 

Thordsen 

- Schulverbandsvorsteher – 
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Bekanntmachung 
des Amtes Schlei-Ostsee 

Europawahl 
Mitteilung der barrierefrei zugänglichen Wahlräume  

im Amtsbereich Schlei-Ostsee 

Nach § 39 Abs. 1 der Europawahlordnung (EuWO) teile ich nachstehend mit, welche 
Wahlräume für die Europawahl am 26. Mai 2019 barrierefrei zugänglich sind und somit für 
Rollstuhlfahrerinnen oder Rollstuhlfahrer oder sonst in ihrer Bewegungsfreiheit 
eingeschränkte Wählerinnen oder Wähler stufenlos erreicht werden können: 

 Gemeinde Altenhof:       Gemeinderaum, Aschauer Landstraße 6 

 Gemeinde Barkelsby:    Sport-Mehrzweckhalle, Riesebyer Straße 5 

 Gemeinde Brodersby:    Feuerwehrgerätehaus, Drasberger Weg 2 a 

 Gemeinde Damp:           Haus des Gastes, Vogelsang 22 

 Gemeinde Fleckeby:      Hardesvogtei, Am Holm 2 

 Gemeinde Gammelby:   Gemeindetreff „Alte Schule“, Schulweg10 

 Gemeinde Goosefeld:    Gemeindefreizeitstätte, Pennywisch 9 

 Gemeinde Güby:            Hotel & Restaurant Schlei-Liesel, Dorfstraße 2 

 Gemeinde Holzdorf:       Gemeinderaum in der Sporthalle Seeholz, Seeholz 40 

 Gemeinde Karby:           Gasthaus Nüser, Eckernförder Straße 46 

 Gemeinde Kosel:            Gasthaus „Koseler Hof“, Alte Landstraße 2 

Gemeinde Rieseby:        Schleischule (Grundschule), Dorfstraße 29 a 

Gemeinde Thumby:        Feuerwehrgerätehaus Sieseby, Sieseby, 

Gemeinde Waabs:          Grundschule Waabs, Kirchstraße 12 

Gemeinde Windeby:       Gemeindefreizeitstätte Frohsein, Frohsein 7 

Gemeinde Winnemark:   Gasthaus „Victoria“, Dorfstraße 3 

Folgende Wahlräume sind nicht barrierefrei zugänglich: 

Gemeinde Dörphof:        Feuerwehrgerätehaus Schuby, Schusterberg 17 

Gemeinde Hummelfeld:  Feuerwehrgerätehaus Wolfskrug, Kreisstraße 8b, 24357 Güby 

Gemeinde Loose:            Bürgerbegegnungsstätte, Mühlenweg 1c 

Ich weise hier auf die Möglichkeit der Briefwahl hin. 

Eckernförde, den 12.04.2019 

  AMT SCHLEI-OSTSEE 
- Der Gemeindewahlleiter – 

Im Auftrag
              -Eckart- 
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Bekanntmachung 
des Amtes Schlei-Ostsee 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von  
Wahlscheinen für die Wahl zum Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 

1. Die Wählerverzeichnisse zur Wahl zum Europäischen Parlament für die Gemeinden Altenhof, Barkelsby, 
Brodersby, Damp, Dörphof, Fleckeby, Gammelby, Goosefeld, Güby, Holzdorf, Hummelfeld, 
Karby, Kosel, Loose, Rieseby, Thumby, Waabs, Windeby und Winnemark werden in der Zeit 

vom Montag, den 06. Mai 2019, bis Freitag, den 10. Mai 2019, 
während der allgemeinen Öffnungszeiten 

in dem Zimmer 27 der Amtsverwaltung Schlei-Ostsee, Holm 13, 24340 Eckernförde, für 

Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Der Einsichtsort ist barrierefrei zugänglich. Jede oder 

jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer oder seiner Person im 

Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern eine wahlberechtigte Person die Richtigkeit oder 

Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat sie 

Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des 

Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 

Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes 

eingetragen ist. 

Die Wählerverzeichnisse werden im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 

Datensichtgerät möglich. 

Wählen kann nur, wer in einem Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer die Wählerverzeichnisse für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 16. 

Tag vor der Wahl, d.h. innerhalb der oben genannten Einsichtsfrist, spätestens am 10. Mai 2019 bis 12.00 

Uhr beim Amtsdirektor des Amtes Schlei-Ostsee, Holm 13, 24340 Eckernförde Zimmer 27 

(Gemeindebehörde), Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 

Niederschrift eingelegt werden. 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 

05. Mai 2019 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 

das Wählerverzeichnis einlegen, wenn sie oder er nicht Gefahr laufen will, das Wahlrecht nicht ausüben zu 

können. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in ein Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 

Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Kreis oder in der kreisfreien Stadt, in dem/der der 

Wahlschein ausgestellt ist,

                    durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Kreises oder 
                    durch Briefwahl
teilnehmen. 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

5.1 eine in ein Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 

5.2 eine nicht in ein Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 
a) wenn sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis bei 
Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der 
Europawahlordnung bis zum 05. Mai 2019 oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 
1 der Europawahlordnung bis zum 10. Mai 2019 versäumt hat, 
b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 
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der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung oder der Einspruchsfrist 
nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung entstanden ist, 
c) wenn ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des 
Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 24. Mai 2019, 18.00 

Uhr, beim Amtsdirektor des Amtes Schlei-Ostsee, (Gemeindebehörde), mündlich, schriftlich oder elektronisch 
(nicht telefonisch) beantragt werden. 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 

Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann 
ihr bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a) bis c) 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr stellen. 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass 
sie oder er dazu berechtigt ist. Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter mit Behinderungen kann sich bei 
der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

6. Mit dem Wahlschein erhält die wahlberechtigte Person  
    einen amtlichen Stimmzettel, 
    einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
    einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen  
    hellroten Wahlbriefumschlag und 
    und ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für jemand anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird 
und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier wahlberechtigte Personen vertritt; dies hat sie der 
Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die 
bevollmächtigte Person auszuweisen. 

Bei der Briefwahl muss die Wählerin oder der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr
eingeht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform ausschließlich 
von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 

7. Nach § 59 Abs. 4 der Europawahlordnung ist in Krankenhäusern, Altenheimen, Altenwohnheimen, 
Pflegeheimen, Erholungsheimen, sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten sowie 
Gemeinschaftsunterkünften Vorsorge dafür zu treffen, dass der Stimmzettel für die Briefwahl unbeobachtet 
gekennzeichnet und in den Stimmzettelumschlag gelegt werden kann. Die Leitung der Einrichtung bestimmt 
einen geeigneten Raum, veranlasst dessen Ausstattung und gibt den Wahlberechtigten bekannt, in welcher Zeit 
der Raum für die Ausübung der Briefwahl zur Verfügung steht. Die Leitungen der genannten Einrichtungen 
werden hiermit auf diese Regelung hingewiesen. 

Eckernförde, den 18.04.2019 

Die Gemeindebehörde  
AMT Schlei-Ostsee  
- Der Amtsdirektor -  
Im Auftrag                                                                 
-Eckart-  
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